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GASTBEITRAG

Ein ,,Sonderverm˛gen Bundeswehr‘‘
ist der falsche Weg

B˛rsen-Zeitung, 7.5.2022
Auf die Bundesrepublik kommen er-
hebliche Zukunftslasten zu, deren Be-
wältigung gesellschaftlichen Verzicht
und einen großen finanziellen Mittel-
einsatz erfordern: demografischer
Wandel (Sozialhaushalte), Klimawan-
del (Umbau der Energieangebote, in-
dustrieller Strukturwandel), Moder-
nisierung der Infrastruktur (Bildung,
Verkehr, Digitalisierung), Integration
der Migranten, EU-Finanzen (ge-
meinsame Schulden – Quasi-Euro-
bonds, EU-Umverteilung).

Keine Langfrist-Strategie

Die Politik reagiert in finanzieller
Hinsicht weniger langfristig-strate-
gisch denn kurzfristig-taktisch. Auf
EU-Ebene steht die Rˇckkehr zur De-
fizitregel 2023 infrage. National wur-
de die Ausnahmeregelung zur Sus-
pendierung der Schuldenbremse auch
fˇr den Haushalt 2022 gezogen, und
im Zusammenhang mit dem zweiten
Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan
fˇr das Haushaltsjahr 2021 wird eine
Zuweisung von 60Mrd. Euro aus un-
genutzten Kreditermächtigungen des
Haushaltes 2020 in den Klima- und
Transformationsfonds (KTF) vorge-
nommen.
Diese drei Maßnahmen haben ein

gemeinsames Ziel: Wie kann der Kre-
ditspielraum fˇr die seit langem be-
kannten, aber bislang von der Politik
stark vernachlässigten Zukunftspro-
bleme abseits der Regeln zur Schul-
denbegrenzung erweitert werden?
Der Ukraine-Krieg hat ein weiteres

Versäumnis offenbart – die Gewähr-
leistung der äußeren Sicherheit der
Bundesrepublik Deutschland, die
,,eine staatliche Kernaufgabe‘‘
(Grundgesetz-Änderung Art. 87a
GG) darstellt, wurde ˇber Jahrzehnte
vernachlässigt. Dafˇr soll nun ein
,,Sonderverm˛gen Bundeswehr‘‘ mit
eigener Kreditermächtigung in H˛he
von einmalig bis zu 100Mrd. Euro ab-
seits der Schuldenbremse errichtet
werden. Im Gesetzentwurf heißt es:
,,Alternativen – Keine.‘‘ Demgegen-
ˇber hat die Bundesregierung im Ko-
alitionsvertrag mehrfach bekräftigt,
die Schuldenregel einhalten zu wol-
len.

Was wären m˛gliche Alternativen?
Üblicherweise werden Investitions-
ausgaben fˇr Projekte, die auch in fol-
genden Haushaltsjahren zu Abflˇssen
fˇhren, im Kernhaushalt ˇber Ver-
pflichtungsermächtigungen abge-
bildet. Dies betrifft gerade auch Rˇ-
stungsvorhaben, die auf mehrere Jah-
re angelegt sind und es dem Verteidi-
gungsministerium gestatten, Zah-
lungsverpflichtungen einzugehen,
die erst in zukˇnftigen Haushaltsjah-
ren zu Ausgaben fˇhren werden – ein
wohlerprobtes Instrument.
Haushaltsumschichtungen wären

eine erste Finanzquelle. Die M˛glich-
keiten, Haushaltstitel zu kˇrzen und
umzuschichten, dˇrften jedoch eher
begrenzt sein – zumindest kurzfristig
und in der angestrebten Gr˛ßenord-
nung. Mittelfristig und bei entspre-
chendem politischen Durchsetzungs-
willen bieten allerdings allein die Sub-
ventionen in H˛he von insgesamt
206Mrd. Euro (2020) bei einer 10-
prozentigen Reduktion einen finan-
ziellen Spielraum von ca. 20Mrd. Eu-
ro jährlich.
Sollte dies nicht gelingen, bleiben

Steuererh˛hungen. Da der Finanzbe-
darf fˇr die Auf- bzw. Nachrˇstung
der Bundeswehr mittelfristig und er-
heblich ist, bietet sich – ähnlich dem
Solidaritätszuschlag fˇr die ,,Kosten
der deutschen Einheit‘‘ – eine zeitlich
befristete Ergänzungsabgabe ,,Lan-
desverteidigung‘‘ zur Einkommen-
und K˛rperschaftsteuer an. Die Ak-
zeptanz dˇrfte relativ hoch ausfallen,
da es eine Quasi-Zweckbindung fˇr
einen ˇberwiegend akzeptierten Mit-
teleinsatz gibt.
Ein grundsätzliches Problem des

,,Sonderverm˛gens BW‘‘ besteht in
der mangelnden Vorsorge fˇr Instand-
haltung, Modernisierung und ,,Be-
triebsmittel‘‘ (etwa Munition). Zum
einen kennt die Kameralistik keine In-
standhaltungsrˇcklagen, die in einer
Bilanz (Doppik) einen Korrekturpo-
sten darstellen und dem Fremdkapital
gleichkommen. Zum anderen dˇrfte
der Sonderhaushalt nach ca. vier bis
sechs Jahren aufgel˛st sein. Dann
sind die Beschaffungen getätigt, aber
die Finanzierung der Folgekosten wä-
re ungel˛st. Deshalb wäre stattdessen
eine dauerhafte Aufstockung des Ver-

teidigungsetats angezeigt, um das an-
gestrebte Ziel einer ,,Ertˇchtigung‘‘
strukturell und dauerhaft anzugehen.
Es besteht sonst die große Gefahr,
dass die Bundeswehr mit dem geplan-
ten Sonderverm˛gen mittelfristig vor
den gleichen Problemen stehen wird
wie derzeit.

Strukturreform zwingend

Die Beschaffungsprozesse insbe-
sondere fˇr Großgeräte ließen in der
Vergangenheit erhebliche Ineffizien-
zen erkennen, die im Ergebnis nicht
nur zu sehr komplexen und teuren Sy-
stemen, sondern auch zu teils erhebli-
chen Kosten- und Zeitˇberschreitun-
gen auf Basis der Planvorgaben fˇhr-
ten. Langwierige Ausschreibungsver-
fahren bei mangelndem Wettbewerb,
ein technologischer Imperativ bei zu-
nehmender technischer Komplexität,
nachträgliche Auftragsmodifikatio-
nen, unzureichende Rˇstungskoope-
ration mit internationalen Partnern
und Neuentwicklungen statt IKEA-
Prinzip: aussuchen, bezahlen, mit-
nehmen sind nur einige Stichworte.
Schließlich mangelt es an der Ein-

satzfähigkeit der Ausrˇstung. Sie liegt
– nach Angaben der Bundeswehr
(2021) – im Durchschnitt aller 71
Hauptwaffensysteme bei 77%. Die-
sen Normwert ˇbertrafen jedoch nur
38 Hauptwaffensysteme, 11 lagen un-
ter 50%. Rechnet man – eher konser-
vativ – die durchschnittlichen Effizi-
enzverluste bei der Beschaffung von
25% und die der Einsatzdefizite von
23% zusammen, so reduziert sich
der prognostizierte reale Wert des
,,Sonderverm˛gens BW‘‘ auf etwa
50Mrd. Euro. Um nicht jeden zweiten
Euro fˇr Rˇstungsausgaben versik-
kern zu lassen, sollte – notfalls paral-
lel – vor dieser Beschaffungswelle
eine grundlegende Strukturreform
des Beschaffungs- und Einsatzwesens
durchgefˇhrt werden.
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